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novus EDITORIAL

Vorwort

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser, 

einer der Schwerpunkte unseres novus Öffentliche Hand & Gemeinnützigkeit, Ausgabe II/2015, 
liegt im Bereich Spenden und Zuwendungsbestätigungen. Neben der Frage zu den Vorausset-
zungen des Spendenabzugs bei Zuwendungen an eine im EU-/EWR-Ausland ansässige Stiftung 
hat sich der BFH ausführlich mit der Problematik von Zuwendungen an eine sog. Vorstiftung 
beschäftigt. Dabei stellt der BFH deutlich die Unterschiede zwischen einer rechtsfähigen und 
einer nicht rechtsfähigen (unselbständigen) Stiftung heraus. Zudem beurteilt der BFH darin 
erstmals die rechtliche Quali�kation einer Stiftung während ihres Entstehungsprozesses. 

Des Weiteren liegt ein neues �nanzgerichtliches Urteil zur Ausstellerhaftung bei grober Fahr-
lässigkeit vor, das einmal mehr verdeutlicht, wie wichtig der sorgsame Umgang mit Zuwen-
dungsbestätigungen ist. 

Aus gemeinnützigkeitsrechtlicher Sicht ebenfalls interessant ist das Urteil des BFH zur Aufteilung 
gemischt veranlasster Aufwendungen. Mit Blick auf die Gewinnermittlung des steuerp�ichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs ergeben sich dadurch gegebenenfalls neue Gestaltungs-
spielräume. 

Darüber hinaus geben wir Ihnen wie gewohnt einen Überblick über die aktuellen Themen des 
Vereins- und Stiftungsrechts und stellen Ihnen die neuesten Entwicklungen im Zusammen-
hang mit dem Dauerbrenner für Stiftungen, der �Haftung bei Vermögensanlage�, vor.

Wir wünschen Ihnen viel Spaß bei der Lektüre. Für Rückfragen zu einzelnen Themen stehen 
Ihnen die jeweiligen Autoren gerne zur Verfügung.

Lisa Maria Schütz
Steuerberaterin
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Neues zum Ansatz gemischt veranlasster Aufwendungen

Erneut hat sich der BFH mit der Frage befasst, 
wie gemischt veranlasste Aufwendungen bei 
der Gewinnermittlung des steuerp�ichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs zu be-
rücksichtigen sind (Urteil vom 15.1.2015, 
Az. I R 48/13, DStR 2015, S. 821).

Aufgrund der Einteilung einer steuerbegüns-
tigten Körperschaft in vier Vermögenssphären 
ergeben sich naturgemäß dort Abgren-
zungsschwierigkeiten, wo Aufwendungen 
sowohl durch einen steuerfreien Bereich als 
auch durch den steuerp�ichtigen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb veranlasst sind. 

Nach bisheriger Rechtsprechung war die für 
den Betriebsausgabenabzug gem. § 4 Abs. 4 
EStG erforderliche Veranlassung durch den 
Betrieb nur für solche Ausgaben gegeben, 
die ihre Ursache im Unterhalten des steuer-
p�ichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebs haben. Betriebsausgaben, die auch 
ohne den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
entstanden wären, durften demnach den 
Gewinn nicht mindern. 

Ausgaben, die vorrangig durch den ideellen 
Bereich bzw. den wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb veranlasst wurden, waren dem je-
weiligen Bereich in voller Höhe zuzuordnen. 
Eine anteilige Zuordnung im Schätzwege 
kam nicht in Betracht. Etwas anderes galt 
nur, wenn sich z. B. eine primär durch den 
ideellen Bereich veranlasste Ausgabe auf-
grund der wirtschaftlichen Tätigkeit erhöhte. 
In diesem Fall konnte der überschießende 
Betrag als durch den wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb veranlasst angesehen werden. 

Aus dieser BFH-Rechtsprechung leitete sich 
ein Aufteilungsverbot für gemischt veran-
lasste Aufwendungen ab, das in der Literatur 
häu�g kritisiert wurde. Hauptkritikpunkt 
stellt die Verletzung des Wettbewerbsgedan-
kens dar, da unter Umständen gewerbliche 
Marktteilnehmer für vergleichbare Aktivitä-
ten durch einen höheren Betriebsausgaben-
abzug eine geringere Steuerlast zu tragen 
haben. 

Der Gesetzgeber hat diese Kritik insofern auf- 
gegriffen, als er für einzelne wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe die Möglichkeit zur Ge-
winnpauschalierung (insbesondere für Wer-
bung im Zusammenhang mit der steuerbe-
günstigten Tätigkeit, vgl. § 64 Abs. 6 Nr. 1 AO) 
geschaffen hat. 

Im vorliegenden Urteil hält der BFH nicht 
mehr uneingeschränkt an seiner bisherigen 
Auffassung fest. Geklagt hatte erneut ein 
Sportverein, dem aus verschiedenen Gründen 
die Gemeinnützigkeit aberkannt wurde. Im 
Anschluss vertrat das zuständige Finanzamt 
ebenso wie das Hessische Finanzgericht (Ur-
teil vom 26.4.2012, Az. K 2789/11, EFG 
2012, S. 1776) die Auffassung, dass die Auf-
wendungen des Sportbereichs ausschließlich 
der nicht steuerbaren Sphäre des Vereins 
und nicht (zumindest teilweise) auch dem 
gewerblichen Bereich �Werbung� zuzuord-
nen seien.

Demgegenüber erachtete der BFH nunmehr 
die anteilige � gegebenenfalls auch schät-
zungsweise � Berücksichtigung einer gewerb- 
lichen Mitveranlassung für zulässig, sofern 
objektivierbare zeitliche oder quantitative 
Abgrenzungsmerkmale vorhanden sind. In 
Fällen, in denen ideelle und gewerbliche Be-
weggründe für die Aufwendungen mangels 
objektivierbarer Abgrenzungskriterien un-
trennbar ineinander verwoben sind, muss es 
jedoch zur Vermeidung einer willkürlichen 
Schätzung bei der Berücksichtigung des pri-
mären Veranlassungszusammenhangs ver-
bleiben. 

Eine nähere Konkretisierung, welche Ab-
grenzungskriterien der BFH für geeignet er-
achtet, ist dem Urteil leider nicht zu entneh-
men. Das Verfahren wurde an das Hessische 
Finanzgericht zurückverwiesen, um die hier-
für notwendigen Feststellungen zu treffen. 
Allerdings hält es der BFH zumindest nicht 
für unplausibel, dass bestimmte Ausgaben 
des Sportbereichs z. B. für die Verp�ichtung 
bekannter, �werbewirksamer� Spieler auch 
mit Blick auf die Möglichkeit höherer Werbe-
einnahmen getätigt werden.

Hinweis: Vor dem Hintergrund dieser modi-
�zierten Rechtsprechung sollten steuerbe-
günstigte Körperschaften mit steuerp�ichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
überprüfen, für welche gemischt veranlass-
ten Aufwendungen objektivierbare Abgren-
zungsmöglichkeiten bestehen, um diese ge-
gebenenfalls in die Gewinnermittlung 
miteinzubeziehen.

Lisa Maria Schütz, Tel.: 0711/2049-1516
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Spendenabzug bei Zuwendungen an eine 
im EU-/EWR-Ausland ansässige Stiftung

Seit der Spendenabzug für Zuwendungen an 
Körperschaften im EU-/EWR-Ausland auf-
grund des Urteils des EuGH vom 27.1.2009 
in der Rechtssache Persche (Rs. C-318/07 
Persche, Slg. 2009, I-359) in § 10b EStG ver-
ankert wurde, sind die Finanzgerichte damit 
beschäftigt, die Voraussetzungen hierfür zu 
konkretisieren. Der BFH hatte hierzu im Fall 
einer Zuwendung an eine spanische Stiftung 
erneut Gelegenheit und die engen Vorgaben 
bestätigt (Urteil vom 21.1.2015, Az. X R 7/13, 
DStR 2015, S. 989).

Nach Auffassung des BFH ist in derartigen 
Fällen für den Spendenabzug Vorausset-
zung, dass der Steuerp�ichtige Unterlagen 
vorlegt, die eine Überprüfung der tatsächli-
chen Geschäftsführung der ausländischen 
Körperschaft ermöglichen. Die Vorlage eines 
Geschäfts- oder Tätigkeitsberichts ist für den 
BFH zwar nicht zwingend. Die Anforderung 
eines bereits erstellten und der ausländi-
schen Stiftungsbehörde eingereichten Tätig-
keits- oder Rechenschaftsberichts erachtet 
der BFH jedoch als eine geeignete und EU-
rechtskonforme Maßnahme der Finanzver-

waltung; dies zumal der vorgelegten Bilanz 
sowie Gewinn- und Verlustrechnung keine 
Anhaltspunkte für die genaue Tätigkeit der 
ausländischen Stiftung zu entnehmen waren.

Hinweis: Der BFH stellt zudem klar, dass 
auch in Fällen von Auslandsspenden eine 
�formalisierte� Zusicherung des Zuwen-
dungsempfängers zur Spende notwendig ist. 
Zwar kann aus unionsrechtlichen Gründen 
nicht verlangt werden, dass die Zuwen-
dungsbestätigung einer ausländischen Stif-
tung dem amtlich vorgeschriebenen Vor-
druck gemäß § 50 EStDV entspricht. 

Zu den notwendigen Bestandteilen der Be-
stätigung gehört aber nach Auffassung des 
BFH die Erklärung der ausländischen Stif-
tung, dass sie die Spende erhalten hat, dass 
sie die satzungsgemäßen gemeinnützigen 
Zwecke verfolgt und die Spende ausschließ-
lich satzungsgemäß einsetzt. Die im Streitfall 
vorgelegte Spendenbescheinigung, die sich 
am spanischen Recht orientierte, reichte 
dem BFH nicht aus.

Der BFH musste in diesem Urteil nicht darü-
ber entscheiden, ob die Vermögensbin-
dungsklausel (§ 61 AO i. V. m. § 55 Abs. 1 
Nr. 4 AO) in der Satzung der ausländischen 
Körperschaft ausreichend konkretisiert war. 
Wir gehen jedoch davon aus, dass der BFH 
eine Satzungsbestimmung entsprechend der 
amtlichen Mustersatzung fordern würde.

Elke Richter, Tel.: 0711/2049-1194














